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«Ad bisdahin können wir die Munk'c-pa'itaten nicht
entbehren. Ein wesentlicher Unterschied zwischen demi
ersten und zweiten Municipalbeschluß ist die complft
cirte Erwählungsart, die beim ersten statt fand. Ge
meinde ist, wenn es um Eigenthum zu thun ist, die
Summe derer, die gerechte Ansprüche auf das Ge-
meindgut haben ; — der Beschluß verlest niemanden
in seinen gerechten Ansprüchen; er nennt auch sehr
passend die An theilhab er des Gemeindguts
mit diesem Namen, und nennt fle nicht Bürger, was
sie auf keine ausfchlicsscnde Weise sind.

Meyer v. Arbon ist gleicher Meinung
Zäslin ebenfalls, und will nur noch aufmerksam

machen, daß die Organisation der Municipalitäten
auch darum dringend ist. weil ihnen vielleicht in Fi
nanzsachen Aufträge und Verrichtungen zugewiesen
werden dürften.

Münger hatte sehr gewünscht, die Resolution
Ware uns in zwei Theile gerheilt zugekommen; was
die Municipalität und was die Guksv rwalttiug bc

trift, besonders; wo die Hintersassen Genuß am Ge-
meindgut hatten, würde der gegenwärtige Vorschlag
der Verwaltung Schwierigkeiten haben; er verwirft
den Beschluß

R uepp findet ihn zwckmäßig abgefaßt und am
nehm! ich.

Laflechere wundert sich über die vorhandene
Verschiedenheit der Meinungen keineswegs. Sehr
hätte er eine Bestimmung dessen was Gemeinde und
die Einrichtung von Municipalarrondisscmeuts mit
Usteri gewünscht; er sieht auch unvermeidlichen widrft
gen Conflict durch die Verhältnisse der Munizipalita-
ten und Gemeindgutsvecwaltungen zu einander cnrste-
hen, da die eine alle Macht, die andere alle Mittel
in den Handen hat. — Allein obgleich er alle die
zahllosen Schwierigkeiten, welche diese Organisation
finden wird, voraussieht, so überwiegt dou) bei ihm
die Erwägung der Wichtigkeit von Muuizipalftätcn,
welche das Zutrauen des Volkes gemessen und er
stimmt zur Annahme.

Lüthi v. Langn, stimmt mit Usteri zur Vecwer-
fung, hauptsächlich wegen des unvermeidlichen Com
fliktcs zwischen beiden Autoritäten und weil nach dem

Plan jede Gemeinde immer ihre Armen miterhalten
zu sollen scheint.

Muret verhehlt sich keineswegs die vorhandenen
Schwierigkeiten; allein er glaubt, die gegenwärtigen
Umstände erheischen, daß man sich darüber hinaussehe,
und den Beschluß annehme. Derselbe sezt eine Mm
mzchalikät als einzige Autorität fest, und berechtigt
hernach die Gemcindbürger für Besorgung, ihres Ge-
mnndauts eine Ve waltuiig zu. ernennen — Diese

wird immer nothwendig seyn; selbst wenn die Theft
lung dieser Güter sollte vorgenommen werden, w k-n-

«ew die. ehmaiige» Regierungen nicht Vorsteher l cbei

seyn. Bis. dît grosse Finge über die Gemeisdguttr

wird entschieden seyn, iff es kmmêgffch, die Gemein-
den in dem gegenwärtigen Zustand der Ungewißheit
und Anarchie zu lassen. Allerdings ist der Considérant
des Beschlusses sehr tadelnswcrth und mehr au den
Senat als an das Volk gerichtet; aber es kaun dieses
doch kein Grund zur Verwerfung seyn.

Falk glaubt, ehe man i» den Genzeigden New
waltungskammern errichte, sollte erst bestimmt wer?
den, was verwaltet werden soll; wann nicht bcstuumt
wird, was Gemembgut ist, so werden sich sine Ver-
waltungcn in grosser Verlegenheit befinden; die Re-
solution ist im Tcchgeràrg gar nicht allgemein an-
weudbar; es giebt da Gemeinden, die aus- einem re-
formierten und einem cacholischm Theil bestehen deren
ieder sein besonderes Gut und Verwaltung hat; nach
dem Beschluß sollten diele nur eine Verwaltung bV
kommen; er verwirft denselben.

(Die Fortsetzung folgt.)

B s r ichkist u tt st.

In der Sitzung des gr. Rathes vom Sten De-
cember ist nachfolgendes Cömmistwualg'ttnchten und
der daraufhin angenommene Gcseyesbeschluß durch
Versehen Übergänge» worden und muß also nachgc-
tragen werden.

Die Commission, welche zum zweitenmal den
Auftrag erhielt die Frage zu untersuchen, ob jedem
helvetischen Bürger das Recht zu gestatten sey, auf
seinem Grund und Boden Gebäude aufführen zu last
sen, hat die Ehre folgenden Gesetzesbeschluß vorzu-
schlage» :

An den Senat.

In Erwäg'-Mg, daß nach den Grundsätzen der
Freiheil jedem Einwohner Helveticas das Recht zu-
steht auf seinem Grund und Bsden eilt Gebäude auf-
führen zu lassen.

Jr Erwägung, daß dieser Freiheit keine andere

Gränzen als jene des Krivateigenchums anderer Mit-
bürger und jcne des allgemeinen Wohls gesetzet wer-
dm dürfen;
hat der grosse Rath, nachdem er die UrZenz erklärt,

beschlossen c

2) Es kommt jedem Eigenthümer das Recht zu,
auf seinem Grund und Boden nach Belieben Ge-
bände aufführen zu lassen, doch unter folgenden Ein-
schrankungcu: daß er

2) Dadurch die Rechte und das Eigenthum des
angränzenden Rachbars auf keine Art verletze, und daß

3) Er sich in Aufsicht des ganzen Gebäudes dP
Polizeigesetzew und Maaßregeln unterwerft.
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